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Absage an Dörings Pläne zur Weiterentwicklung der Regionen

Gemeinden können sich mehr Region Stuttgart

nicht leisten

Stuttgart. Eine klare Absage hat der Gemeindetag den Plänen von Wirtschaftsminister Dr. Walter Döring erteilt, die Zuständigkeit des Verbands Region Stuttgart auszuweiten. Auch eine Übertragung des Modells Stuttgart auf andere Regionen kommt für den größten kommunalen Landesverband nicht in Frage.

„Erneut versucht das Wirtschaftsministerium den Verband Region Stuttgart auf Kosten der Städte, Gemeinden und Landkreise zu stärken,“ kritisierte Gemeindetags-Hauptgeschäftsführer Dr. Christian O. Steger in einer Stellungnahme. „Das passt nicht in eine Zeit, in der die Kommunen ihre Haushalte nicht mehr ausgleichen können. Und das widerspricht dem Grundprinzip der Verwaltungsreform, die Aufgaben möglichst bürgernah auf unterer Ebene zu erledigen.“

Für den Verband Region Stuttgart (VRS) müsse es jetzt darum gehen, seine Aufgaben so effizient wie möglich zu erledigen, nicht um die Akquisition neuer Betätigungsfelder. Die immer höhere Verbandsumlage übersteige die Leistungskraft der Städte und Gemeinden. Vor allem wegen der Ausgaben des VRS hätten die Kreise in der Region Stuttgart die höchsten Kreisumlagen im Land. „Die Gemeinden haben alle Mühe, ihre Haushalte auszugleichen, ihre Investitionen tendieren gegen Null, und beim VRS tut man so, als ob die kommunalen Quellen munter weiter sprudeln,“ kritisierte Steger. Döring müsse weiteren ‚Luxusangeboten’ des VRS dringend Einhalt gebieten.

Den Versuch, ähnliche Zuständigkeiten wie in der Region Stuttgart auch auf die anderen elf Regionalverbände im Land zu übertragen, lehnte der Gemeindetag rundweg ab. Er konterkariere die von der Regierung beschlossene Verwaltungsreform.

Der Gemeindetag sprach sich gegen die vom VRS gewünschte einheitliche Trägerschaft für den Öffentlichen Personennahverkehr aus. Einen Nahverkehr aus einem Guss gebe es in der Region bereits. Höhere Ansprüche seien nicht finanzierbar. Zusätzliche finanzielle Lasten erwarte der Gemeindetag für die Kommunen auch, wenn der VRS die Trägerschaft für Landschaftsparks übernimmt.

Zusätzliche Aufgaben sollen dem VRS auch künftig nur mit Zwei-Drittel-Mehrheit in der Verbandsversammlung übertragen werden. Die Übertragung weiterer Zuständigkeiten greife in die Selbstverwaltung der Städte und Gemeinden ein. Das komme allenfalls mit qualifizierter Mehrheit in Frage.
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